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Drucksache V/4390 


Schriftlicher Bericht 

des Ausschusses für Kriegs- und Verfolgungsschäden 

(7. Ausschuß) 

über den von den Abgeordneten Mick, Frau Korspeter, Schmidt 
(Kempten) und Genossen und den Fraktionen der CDU/CSU, 
SPD, FDP eingebrachten Entwurfs eines Zweiundzwanzigsten 
Gesetzes zur Änderung des Lastenausgleichsgesetzes 
(22. ÄndG LAG) 

— Drucksache V/4224 — 


A. Bericht des Abgeordneten Leukert 


Der Gesetzentwurf wurde vom Plenum des Deut- | 
sdien Bundestages in der 236. Sitzung am 11. Juni | 
1969 an den Ausschuß für Kriegs- und Verfolgungs- | 
schaden federführend, an den Ausschuß für Ange- ! 
legenheiten der Heimatvertriebenen und Flüditlin- | 
ge mitberatend und an den Haushaltsausschuß ge- | 
maß § 96 der Geschäftsordnung überwiesen. 1 

Der Ausschuß hat die Vorlage in einer Sitzung j 
am 12. Juni 1969 eingehend beraten. | 

Es handelt sich um die weitere Bereitstellung 
von je 100 Millionen DM für Aufbaudarlehen für 
die Jahre 1970 und 1971. Entsprechend der Stel- 
lungnahme des Bundesrates zum Entwurf eines I 
Ersten Gesetzes zur Anpassung der Unterhaltshilfe 
nach dem Lastenausgleichsgesetz {1. Unterhaltshil- 
fe-Anpassungsgesetz — 1. UAG) hält auch der 
Ausschuß für Kriegs- und Verfolgungssdiäden diese 
Maßnahme für erforderlich. 

Ein aus der Mitte des Ausschusses gestellter An- 
trag über eine Änderung des § 47 b Abs. 5 LAG 
{Abgabenseite) fand aus den gleichen Gründen wie 


beim 20. und 21. ÄndG LÄG keine Mehrheit. Der 
Ausschuß hat die Auffassung vertreten, daß dieses 
Problem allenfalls später nochmals geprüft werden 
könnte. 

Der mitberatende Ausschuß für Angelegenheiten 
der Heimatvertriebenen und Flüchtlinge hat dem 
Gesetzentwurf ebenfalls zugestimmt und einen Ent- 
schließungsantrag vorgeschlagen, in dem die Bun- 
desregierung gebeten wird, zu prüfen, ob für die 
Jahre 1970 bis 1974 im Rahmen der mehrjährigen 
Finanzplanung des Bundes ein fester Finanzierungs- 
plan für die Schaffung und Übernahme weiterer 
Nebenerwerbsstellen aufgestellt werden kann, um 
auf diese Weise die Eingliederung der aus Ost- und 
Mitteldeutschland vertriebenen und geflüchteten 
Landwirte zu einem geregelten Abschluß zu brin- 
gen. 

Der federführende Ausschuß ist auch der Auf- 
fassung, daß das Problem der Wiedereingliederung 
des heimatvertriebenen und geflüchteten Landvol- 
kes in Zukunft einer abschließenden Lösung entge- 
gengeführt werden sollte. 


Bonn, den 17. Juni 1969 


Leukert 

Berichterstatter 
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B. Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle beschließen, 

dem Gesetzentwurf — Drucksache W4224 — unver- 
ändert zuzustimmen. 

Bonn, den 17. Juni 1969 

Der Ausschuß für Kriegs- 
und Verfolgungsschäden 

Midk leukert 

Vorsitzender Berichterstatter 
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